
Liebe Leserin,  
lieber Leser,

als ich nach mehrjähriger Tätigkeit 
als Landesdirektor der Konrad-Ade-
nauer-Stiftung aus Palästina im Jahr 
2000 nach Berlin zurückkehrte, wurde 
mir deutlicher als zuvor bewusst, dass 
sich die Probleme, die wir zum Beispiel 
mit den Politischen Stiftungen und 
dem Zivilen Friedensdienst (ZFD) im 
Ausland bearbeiten, teilweise auch in 
Deutschland abbilden. 
Während für die Konfliktarbeit im 
Ausland eine Vielzahl von Institutio-
nen bestehen, fehlen uns in Deutsch-
land ähnliche Fachdienste, die Kon-
flikte mit einer Außensicht be- 
arbeiten. Erste politische Gespräche 
vor zehn Jahren machten Mut: »Ja, 
wir wollten immer auch einen ZFD 
für das Inland entwickeln«, bestärkte 
uns Bundespräsident Johannes Rau, 
einer der ersten Unterstützer des ZFD 
im Ausland.
Professionelle Konfliktbearbeitung 
im In- und Ausland verbindet ein ge-
meinsames Ziel: Veränderungspro-
zesse gewaltfrei gestalten! Um das in 
Deutschland nachhaltig zu ermögli-
chen, brauchen wir Fachkräfte, die 
ähnlich wie Unternehmens- oder 
Organisationsberater in Städten und 
Gemeinden beratend tätig sind, um 
mit den lokalen Kräften die Problem-
lage zu klären und Strategien für 
eine ganzheitliche Bearbeitung zu 
initiieren.
Mit Freude können wir feststellen, 
dass es in den letzten zehn Jahren 
gelungen ist, die Wirksamkeit dieses 
Ansatzes nachzuweisen – dies zei-
gen nicht zuletzt die verschiedenen 
Beiträge in dieser Publikation.
Aber es bleibt noch viel zu tun: Mein 
Wunsch wäre ein »Zentrum für Integ-
ration, Interkulturalität und Konflikt-
transformation« als Kompetenz-
zentrum auf Bundesebene und An-
lauf stelle für Praktiker aus den Kom-
munen.
Die Zivilgesellschaft sollte bei der 
Umsetzung dieser Vision nicht auf 
den Staat und seine Repräsentanten 
warten. Klare Vorstellungen ›von 
unten‹ und der Nachweis der Prakti-
kabilität überzeugen die Politik im-
mer dann, wenn »die Hütte brennt«. 
Jetzt ist der richtige Zeitpunkt, der 
Politik visionäre Konzepte der Zivil-
gesellschaft vorzulegen!

Ihr
Henning Niederhoff
Sprecher der Arbeitsgemein- 
schaft »Ziviler Friedensdienst  
in Deutschland«

editorial leitartikel

Kommunen im Wandel
Wir brauchen differenzierte Strategien für Konflikte in Städten und Gemeinden

Viele Städte und Gemeinden erleben große Veränderungen durch Strukturwandel, Migration oder Bevölkerungsrückgang. Sie werden sichtbar in Modernisierungsprojekten oder beim Rückbau in 
leerstehenden Wohnvierteln, wie hier beim Abriss von DDR-Plattenbauten in Stralsund im November 2011. Diese Prozesse verändern nachhaltig das soziale Gefüge und führen oft zu neuen Konflikten.
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Die Debatte zum Thema »Gewalt im öffentlichen Raum«, oft verengend 
»Jugendgewalt« genannt, verläuft immer gleich. Reflexartig fordert 
die eine Seite »hartes Durchgreifen« und »Null-Toleranz« gegenüber 
den »Kriminellen«, während für die andere Seite »Perspektivlosigkeit«, 
»Sozialabbau« oder ganz pauschal die »neoliberale Marktorientie-
rung« als Ursachen auf der Hand liegen. Die undifferenzierte Debatte 
zeigt eine Überforderung unserer Gesellschaft im Umgang mit »Gewalt 
im öffentlichem Raum«. Dabei wird sie der besonderen Problematik 
nicht gerecht. Denn gesellschaftliche Konflikte erfolgen nach spezi-
fischen Mustern, die wir verstehen müssen, um die richtigen Antwor-
ten zu finden.

rogenität der Bevölkerung und 
viele weitere Faktoren sehr unter-
schiedlich darauf aus, wie konfliktiv 
Veränderungsprozesse verlaufen. 
Darum ist es notwendig, einen Kon-
flikt als spezifische Situation zu wür-
digen und gemeinsam mit den Be-
troffenen vor Ort differenzierte 
Strategien im Umgang mit den 
Herausforderungen zu entwickeln! 
In der Stadt Osterholz-Scharmbeck 
beispielsweise wurden gute Erfah-
rungen damit gemacht, das Vorge-
hen der Polizei eng mit der kommu-
nalen Jugendarbeit und Schlüssel-
personen aus den betroffenen Be-
völkerungsgruppen abzustimmen. 

Konflikte als spezifische  
Situation würdigen
Vordergründig richtet sich die Wahr-
nehmung von Konflikten auf einzel-
ne Personen oder Gruppen, häufig 
auf Jugendliche oder Migranten. 
Eine wichtige Rolle spielen jedoch 
oft auch Behörden, Politiker, Vereine 
und Eltern. Alle an einem Ort Täti-
gen sind notgedrungen Teil des 
Konflikts. Darüber hinaus sind sie 

eher auf ihre Arbeitsbereiche fokus-
siert – als Polizeibeamte, Lehrer, 
Kommunalpolitiker oder Sozial-
arbeiter – und denken eher in ihren 
Zuständigkeiten. Das Gesamtpro-
blem gerät dabei leicht aus dem 
Blick. Wir müssen die Grenzen kom-
munaler Selbstheilungskräfte er-
kennen und den Kommunen die 
Möglichkeit geben, bei Bedarf auf 
qualifizierte Berater zurückzugrei-
fen! »Kommunale Konfliktberater« 
sind aufgrund ihrer Perspektive von 
außen, ihrer Rolle und Qualifikation 
in der Lage, als »ehrliche Makler« 
neue Impulse in einem möglicher-
weise polarisierten Umfeld zu set-
zen. In Quakenbrück zum Beispiel 
ist es mithilfe von Beratern des 
forumZFD gelungen, ein Hand-
lungskonzept im Konsens aller Be-
teiligten zu erarbeiten, das der Rat 
der Stadt einstimmig als Basis für 
die Ausgestaltung zukünftiger Inte-
grationsmaßnahmen beschloss.

Konfliktarbeit – der  
kostengünstige Weg
Konflikte entwickeln sich nach einer 
typischen Dynamik. Die Konflikt-
forschung unterscheidet neun 
Stufen: Meinungsverschiedenheit, 
verbaler Streit, Kommunikations-
abbruch, Vertrauensverlust, Dro-
hung, begrenzte Gewaltanwen-
dung, Gewaltanwendung mit Ver-
nichtungsziel, Gewaltanwendung 
ohne Rücksicht auf Verluste. Profes-
sionelle Konfliktbearbeitung wen-
det je Eskalationsstufe spezifische 
Methoden an und ist – das ist eine 

Binsenweisheit – umso erfolgrei-
cher, je weniger ein Konflikt eska-
liert ist!
Frühzeitiger Einsatz von Konflikt-
beratern und differenzierte Kon-
fliktbearbeitungsstrategien, initiiert 
und begleitet durch Fachkräfte – 
welche Kommune kann sich das 
heute noch leisten? Ich bin mir je-
doch sicher: Günstiger kann man 
gesellschaftlichen Wandel nicht 
gestalten. Ganz konkret: Aktuell 
fördern der Europäische Integra-
tionsfonds und das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge die 
Arbeit des forumZFD in Hamburg-
Bergedorf, Tübingen und Oster-
holz-Scharmbeck mit jeweils etwa 
75.000 Euro jährlich. Aber: Schon 
allein durch beschädigte PKW und 
sonstige Sachschäden seien in sei-
ner Kommune vergleichbare Kos-
ten entstanden, sagte ein leitender 
Polizeibeamter einer der genann-
ten Kommunen. Kostenlos ist er-
folgreiche Konfliktbearbeitung 
nicht – aber kostengünstig allemal. 
Ich wünsche mir von den Verant-
wortlichen in Deutschland mehr 
Mut, auch in finanziell schwierigen 
Zeiten vorausschauend zu ent-
scheiden und zu handeln! n

Philipe Sufryd
Referent Inlandsarbeit in der Abteilung 

Projekte und Programme

Frieden braucht Fachleute
Zeitung des Forum Ziviler Friedensdienst e. V.
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Ausgabe 4/2011 
Sonderausgabe »Kommunale Konfliktberatung«  

gefördert durch den Europäischen Integrationsfonds (EIF) und  
das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF)

Bei Gewalt im öffentlichen Raum 
geht es selten allein um Körperver-
letzung oder Sachbeschädigung. 
Demografischer Wandel, soziale 
Desintegration und Migration kenn-
zeichnen Veränderungsprozesse in 
unserer Gesellschaft, die zu teils er-
heblichen Spannungen führen. Wir 
dürfen uns deshalb nicht zu schnell 
auf eine Lösung fokussieren, son-
dern müssen aus einer Vogelpers-
pektive die gesamten Wechselwir-
kungen in einem Sozialraum in den 
Blick nehmen. Ein Beispiel: Am Be-
ginn der Beratungsarbeit des fo-
rumZFD in der Stadt Tübingen stand 
die These der Kommune, Sachbe-
schädigungen und Auseinander-
setzungen an einzelnen Orten stün-
den in Verbindung mit frustrierten 
jugendlichen Migranten. Die Ana-
lyse des forumZFD konnte zeigen, 
dass es sich vor allem um einen 
Konflikt zwischen Jung und Alt han-
delt und ethnische Faktoren eben 
keine wesentliche Rolle spielten.
Auf kommunaler Ebene wirken sich 
Einflussfaktoren wie Wirtschafts-
kraft, städtebauliche Struktur, Hete-



nachrichten

Schon gehört?
 n Vergangenheit und Zukunft

Im Dezember veröff ent-
licht das forumZFD im 
Kosovo das Buch »Con-
sidering the Future: 
Perspectives on Dea-
ling with the Past in 
Kosovo«. Es enthält Bei-
träge kosovarischer Intellektueller aus 
verschiedenen Disziplinen, die auf Initia-
tive des forumZFD seit 2009 über die Fol-
gen des Krieges für die kosovarische Ge-
sellschaft diskutiert haben. Das Buch er-
scheint auch online auf Englisch, Albanisch 
und Serbisch.

�� www.dwp-kosovo.info 

 n Neue Vorstandsspitze gewählt
Die Mitgliederversammlung des forumZFD 
hat im Oktober Heinz Liedgens, langjähri-
ger Sprecher der Pax Christi-Bistumsstelle 
Aachen, zum neuen Vorsitzenden gewählt. 
Heike Kratt, Geschäftsführerin des Förder-
vereins Willy-Brandt-Zentrum, wurde zur 
stellvertretenden Vorsitzenden bestimmt. 
Ebenfalls neu im Vorstand ist Peter Tobias-
sen, ehemaliger Geschäftsführer der Zen-
tralstelle KDV. 

�� www.forumZFD.de/board

 n Reggae for Peace in Mindanao
Der philippinische Reggaestar Jeck Pilpil 
hat mit einem Musikvideo und einem Con-
cert for Peace in Cotabato City in Zentral-
mindanao zu einer gewaltfreien Konfl ikt-
lösung aufgerufen. Pilpil war an dem vom 
forumZFD produzierten Film »Stimmen für 
den Frieden« beteiligt und engagiert sich 
seitdem für Frieden in Mindanao.

�� www.forumZFD.de/philippinen

 n Schwarz-Gelb bremst ZFD
Der Zivile Friedensdienst wird im Jahr 2012 
erneut mit nur 29 Millionen Euro gefördert. 
Das beschloss der Bundestag mit dem 
Haushalt für das nächste Jahr. Viele Ab-
geordnete der Oppositionsfraktionen 
unterstützten zwar die Forderung nach 
einem Ausbau des ZFD, den die Kampag-
ne »20 Millionen mehr vom Militär!« in 
Briefen an alle Abgeordneten zu Beginn 
der Haushaltsverhandlungen gefordert 
hatte. Doch die Regierungsfraktionen ha-
ben – wie schon im Jahr 2011 – keine Er-
höhung des ZFD-Etats beschlossen. Zur 
Stellungnahme des forumZFD:

��  www.forumzfd.de/press
�� www.20millionen-mehr-vom-militaer.de/

blog

 n Oranienburg: 
Auch nach Projektende im Gespräch

Im Dezember 2011 endet die Förderung 
des Pilotprojekts Kommunaler Konfl ikt-
beratung in der Stadt Oranienburg. Seit 
2006 hat das forumZFD dort  Selbstorga-
nisation und gesellschaftliche Teilhabe 
im Stadtteil Mittelstadt unterstützt. Nach 
dem Auslaufen der Förderung durch das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
Ende des Jahres 2009 hatte die Stadtver-
waltung das forumZFD gebeten, die an-
gestoßenen Prozesse weiterhin extern zu 
begleiten. Sie ermöglichte eine weitere 
Finanzierung durch das Programm »Stär-
ken vor Ort«. Die Stadtverwaltung und 
das forumZFD wollen den Austausch über 
die Entwicklung vor Ort auch nach Ende 
der Projektförderung fortsetzen.

shop teilgenommen, bei dem sich 
Vertreter der Behörden und An-
wohner der Drosselstraße aus-
tauschten. »Es sind ja schon früher 
solche Gespräche geführt worden, 
aber bisher ist nichts dabei heraus-
gekommen«, sagt der Mittvierziger. 
Dann schildert er seine Sicht der 
Dinge. Es sind manchmal banale 
Streitigkeiten unter Nachbarn, die 
in der Drosselstraße das Fass zum 
Überlaufen bringen. Grillen auf der 
Wiese, verschmierte Wände, kaput-
te Haustüren. Berndt hört aufmerk-
sam zu, notiert, fragt behutsam 
nach. Es müsse langsam mal mehr 
Druck ausgeübt werden, fordert 
Torun, der seit 30 Jahren in Deutsch-
land lebt. In der Drosselstraße hat 
er eine Wohnung gekauft. Torun 
deutet auf eine Gruppe Zehnjähri-
ger, die Monopoly spielen. »Für die 
muss man etwas ändern, bei den 
Älteren ist es zu spät.« 

Bildungscampus statt 
Jugendhaus
Die großen Jungs spielen Karten. 
Währenddessen berichtet Berndt 
der Leiterin und dem Streetworker 
des Jugendhauses bei einem Kaff ee 
von den letzten Gesprächen. Und er 
erfährt Neuigkeiten aus dem Vier-
tel: Am Abend zuvor waren sieben 
Jugendliche wegen Drogenbesitzes 
und Sachbeschädigung vorüber-
gehend in Gewahrsam genommen 
worden. Der Jugendarbeiter Hafi d 
Catruat, ein junger Deutscher ma-
rokkanischer Herkunft, kennt sie. Er 
weiß auch, dass alle eine abge-
schlossene Ausbildung haben. In 
das gängige Klischee von der Bil-
dungsferne passen sie nicht.
Das Jugendhaus am Pumpelberg soll 
aus baulichen Gründen geschlossen 
werden. Ein Bildungscampus soll 
in Osterholz-Scharmbeck künftig 
neben Schulen, Mensa und Biblio-
thek auch Freizeitangebote bereit-
stellen. Im Rathaus unterhält sich 
Berndt am Abend mit einem Abge-
ordneten im Stadtrat. Thema ist auch 
das Angebot der Stadt für Jugend-
liche. Ob er glaube, dass mit dem 
Bildungscampus, der an einem an-
deren Ort geplant ist, auch die Schü-
ler aus der Drosselstraße erreicht 
würden? Der Abgeordnete ist skep-
tisch. »Die Arbeit im Jugendhaus ist 
sehr wichtig«, glaubt Berndt. Das 
wird er auch in seinem Bericht für die 
Verantwortlichen der Stadt unter-
streichen.
Im 19. Jahrhundert wuchsen die 
Ortschaften Osterholz und Scharm-
beck allmählich zusammen. Seit 
1927 sind sie auch offi  ziell vereinigt. 
Dort, wo die ehemalige Grenze ver-
läuft, erinnert eine historische Dar-
stellung an die gelungene Integra-
tion. »Warum sollte das nicht auch 
heute gelingen?«, fragt Hagen 
Berndt, als er sich auf den Weg zum 
Bahnhof macht.  n

André Madaus
* Name geändert

Gewalteskalation führten, merkte 
die Stadt auf. Schlägereien zwi-
schen Familienclans und brennende 
Polizeiwagen waren Höhepunkte 
der Eskalation in der Drosselstraße. 

Routine gibt es nicht
An diesem Morgen steht im Rathaus 
ein Treff en des Präventionsrates an, 
einem Gremium aus den Spitzen 
von Stadt, Landkreis, Polizei und 
Justiz. Ein heikles Thema steht auf 
der Tagesordnung. Hagen Berndt 
wird seine Erkenntnisse vorstellen, 
warum die verschiedenen Maßnah-
men, die in den letzten zehn Jahren 
ergriff en wurden, keine sichtbaren 
Erfolge brachten. Er gibt zu, dass er 
auch nach über zwanzig Jahren Be-
rufserfahrung vor Terminen dieser 
Art immer etwas angespannt sei. 
»Man kann bei solchen Sitzungen 
viel kaputt machen. Routine gibt es 
da nicht, weil es immer um die Men-
schen geht, die hier verantwortlich 
sind, und um ihre Zukunft.«
Einige Mitglieder des Präventions-
rates setzen das Gespräch bei einem 
anschließenden gemeinsamen Mit-
tagessen fort. Stadtdezernent Tors-
ten Rohde zollt dem Konfl iktberater 
Respekt für seine Arbeit. »Es ist er-
staunlich, wie viel die Leute Ihnen 
hier erzählen«, sagt der Kommunal-
beamte anerkennend. »Ich fühle 
mich hier auch fast schon zu Hau-
se«, erwidert Berndt. Seit einem Jahr 
kommt er regelmäßig her, um die 
niedersächsische Gemeinde zu 
unterstützen. Auf der Grundlage 
von Gesprächen mit allen Personen 
und Institutionen, die mit den Pro-
blemen in der Drosselstraße zu tun 
haben, erarbeitet er eine Situations-
analyse. Er führt Interviews mit An-
wohnern, berät Schlüsselpersonen 
der kommunalen Verwaltung, orga-
nisiert Workshops. Sorgfältig über-
prüft er auch bereits laufende Maß-
nahmen hinsichtlich ihrer Wirksam-
keit. Im letzten Schritt geht es dar-
um, Handlungsperspektiven für die 

Zukunft zu entwickeln. »Ich sehe 
den Präventionsrat in einer Schlüs-
selrolle. Die Chefs müssen die ge-
meinsame Strategie jetzt in ihre Be-
hörden tragen«, empfiehlt  Berndt 
seinem Tischnachbarn, dem Kreis-
dezernenten Richard Eckermann. 
Das zunächst einjährige Beratungs-
projekt in Osterholz-Scharmbeck 
wird auch in den nächsten Jahren 
weitergeführt, um die besproche-
nen Handlungsansätze umzusetzen.

Persönlicher Wendepunkt
Mit 21 reiste Hagen Berndt im Rah-
men einer internationalen Jugend-
begegnung nach Ägypten. Es war 
das Jahr 1981. Als er zufällig beob-
achtete, wie ein Referendum von 
Regierungsstellen gefälscht wurde, 
verhafteten Zivilpolizisten den jun-
gen Deutschen. Einen Tag lang wur-
de er verhört. Obwohl die Beamten 
ihm keine körperliche Gewalt an-
taten, wurde dieser von Angst ge-
prägte Tag zu einem Wendepunkt. 
»Damals dachte ich: Wenn ich hier 
jemals rauskomme, dann engagiere 
ich mich viel politischer als bisher.«
Nach dem Studium der Indologie, 
Islamwissenschaft und Kommuni-
kationsforschung sowie politischem 
Engagement für Amnesty Interna-
tional und das Thema »Gewaltfreie 
Aktion« zog Hagen Berndt nach 
Südasien. In Indien begegnete er 
Narayan Desai, dem Sohn von Ma-
hatma Gandhis Privatsekretär und 
einer der Mitbegründer der Peace 
Brigades International. Von ihm 
lernte er, dass Konfl ikte nur nach-
haltig bearbeitet werden können, 
wenn Machtverhältnisse analysiert 
und Gerechtigkeit hergestellt wer-
den. Wieder in Deutschland, arbei-
tete er an lokalen Programmen zur 
Gewaltprävention in Schleswig-
Holstein und Thüringen mit. Seit 
1998 bringt Hagen Berndt seine 
Erfahrungen in verschiedenen Kon-
fl iktfeldern im In- und Ausland auch 
beim forumZFD ein.
Das Jugendhaus am Pumpelberg 
liegt nur einen Steinwurf entfernt 
von der Drosselstraße. Berndt hat 
sich hier am Nachmittag mit Mah-
mud Torun*, einem Bewohner der 
Drosselstraße, verabredet. Im Au-
gust hatte Torun an einem Work-

Kein Beruf wie jeder andere

Der Arbeitstag von Hagen Berndt beginnt viel zu früh, wenn man be-
denkt, dass er erst am Tag zuvor aus dem Kongo zurückgekommen 
ist. Um sechs Uhr morgens fährt der 51-Jährige nach Osterholz-
Scharmbeck, wo das Forum Ziviler Friedensdienst in Zusammenarbeit 
mit der Stadt ein Projekt der »Kommunalen Konfl iktberatung« durch-
führt.  

Hagen Berndt, hier bei einem Workshop in 
Osterholz-Scharmbeck, ist für das forumZFD 
als Konfl iktberater tätig

Anwohner der Drosselstraße 
in Osterholz-Scharmbeck
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Ein Tag im Leben des Konfl iktberaters Hagen Berndt

»In meiner Beratungsarbeit in 
Deutschland profi tiere ich sehr von 
meinen Erfahrungen in der Konfl ikt-
bearbeitung im Ausland. Die Arbeit 
in sehr unterschiedlichen Konfl ikten 
schärft den Blick für das Wesentli-
che in Konfl ikten – ethnische Fakto-
ren spielen meist nur vordergründig 
eine Rolle.«, erklärt Hagen Berndt.
Seit Jahren gibt es in Osterholz-
Scharmbeck, einer Stadt mit 30.000 
Einwohnern im Großraum Bremen, 
Konfl ikte in einem Viertel am Stadt-
rand. In den Wohnblöcken der Dros-
selstraße, in den siebziger Jahren für 
US-Soldaten und ihre Familien ge-
baut, leben heute etwa 700 Men-
schen. Neben alteingesessenen sind 
es überwiegend kurdische, libane-
sische, syrische und albanische Fa-
milien, die wegen der großen güns-
tigen Wohnungen hier hergezogen 
sind. Im Laufe der Jahre entstand so 
eine Enklave mit eigenen Regeln 
des Zusammenlebens. Die übrige 
Stadtgesellschaft interessierte sich 
kaum für diese Menschen und ihre 
Probleme. Erst als Auseinanderset-
zungen jugendlicher Banden mit 
der Polizei, die gegen Drogendelik-
te und Einbruch vorging, zu einer 
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träge kosovarischer Intellektueller aus 



nachrichten

Schon gehört?
 n Theorie-Praxis-Transfer: 

Kommunale Konfl iktberatung
Der Europäische Integrationsfonds (EIF) 
hat die Förderung des Projekts »Vielfalt 
ist spannungsreich – und voll positiver 
Kraft!« zugesichert. Das Theorie-Praxis-
Transferprojekt verbindet die Städte Os-
terholz-Scharmbeck, Tübingen und den 
Hamburger Bezirk Bergedorf und damit 
bewusst Orte mit unterschiedlichen Rah-
menbedingungen. Ziel ist es, Strategien 
zum Umgang mit kommunalen Konfl ik-
ten zu entwickeln, die sich auch an ande-
ren Orten als funktionsfähig erweisen. 
Das Projekt wird gemeinschaftlich fi nan-
ziert durch den EIF, das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge und die betei-
ligten Städte.

 n Perspektivwechsel in Israel 
Mit mehr als 5.000 Besuchern 
übertraf die Fotoausstellung 1/1 
photography students & neighbo-
ring communities im September in Tel Aviv 
alle Erwartungen. Die dort ausgestellten 
Bilder sind aus einem vom forumZFD in-
itiierten Projekt mit vier israelischen Kunst-
hochschulen und einer Vielzahl von lokalen 
NGOs hervorgegangen. Thema der Aus-
stellung waren die Minderheiten im Land. 

�� www.dividedbyone.org

 n Breiter Protest gegen Panzerexport 
nach Saudi-Arabien

Mehr als 100.000 Menschen haben auf der 
Website der Kampagnen-Plattform www.
campact.de einen Protestbrief gegen den 
geplanten Export von Leopard-Panzern 
nach Saudi-Arabien unterzeichnet. Der 
Bundessicherheitsrat behandelt die Frage 
im Dezember erneut. Die Kampagne 
gegen Rüstungsexport »Aktion Aufschrei – 
Stoppt den Waff enhandel« wendet sich 
jetzt mit Protestpostkarten an den Bundes-
tag und die Bundeskanzlerin.

�� www.aufschrei-waff enhandel.de

 n Quakenbrück: 
Beratungsauftrag bis 2014

Die Stadt Quakenbrück hat das forumZFD 
beauftragt, Kommunalverwaltung und 
Kommunalpolitik bis Ende des Jahres 
2014 bei der Ausgestaltung konkreter 
Maßnahmen der Integrationsarbeit zu 
beraten. Mit einem Handlungskonzept 
(siehe oben) hatte das forumZFD im Jahr 
2009 unter anderem Vorschläge zur bes-
seren Integration der dort lebenden mus-
limischen Griechen gemacht. Zu den Auf-
gaben des neuen Konfl iktberaters Frank 
Jesse zählen Moderation, Beratung und 
Coaching von  Verwaltungsmitarbeiten-
den bei der Umsetzung.

Unterstützung durch das forumZFD 
erarbeitet die Schule nun ein Kon-
zept für kultursensible Elternarbeit. 

Elternarbeit ist 
Integrationsarbeit
Eine erfolgreiche Zusammenarbeit 
von Eltern und Schule ist in zwei-
facher Hinsicht für gelungene Inte-
gration von zentraler Bedeutung. 
Zum Einen haben Eltern im deut-
schen Schulsystem per se eine 
Schlüsselrolle für den Erfolg ihrer 
Kinder. Von ihnen wird Engage-
ment erwartet und im Gegenzug 
haben sie relativ weitgehende Mit-
sprachemöglichkeiten. Wer verhin-
dern will, dass Schüler mit Migra-
tionshintergrund zu den Bildungs-
verlierern zählen, muss also die 
Einbindung ihrer Eltern verbessern. 

Zum Anderen trägt kultursensible 
Elternarbeit entscheidend dazu 
bei, dass junge Menschen aus den 
verschiedensten Bezugskulturen 
in eine gemeinsame – im besten 
Falle – interkulturelle Gemein-
schaft hineinwachsen: die Schule. 
Erfolgreiche Integration an der 
Schule trägt zur gesamtgesell-
schaftlichen Integration bei. Kaum 
eine andere Institution erreicht 
eine solche Bandbreite an Men-
schen und wirkt derart prägend.

Warum kultursensible 
Elternarbeit schwierig ist …
Doch was ist eigentlich kultursensi-
ble Elternarbeit und welche Heraus-
forderungen birgt sie? Zunächst: Sie 
ist mehr als ein Klassenfest mit ku-
linarischen Köstlichkeiten aus den 
Herkunftsländern der Schülerschaft. 
Auch wenn solche Feste unbestrit-
ten ein wichtiger Baustein für ein 
gelingendes Miteinander sein kön-
nen.
Am Beispiel der alten Flöte wird 
deutlich, dass die Herausforderun-
gen an der Schnittstelle von Schule 
und Elternhäusern mit Migrations-
hintergrund vielfältig sind und 
durchaus Konfl iktpotenzial enthal-
ten. Missverständnisse können zu 
Enttäuschungen führen, unter-
schiedliche Erwartungen und Erzie-
hungsprinzipien lassen Misstrauen 
und Vorurteile wachsen. Mangelnde 
direkte Kommunikation, wie sie 
auch die Leiterin der Stadtteilschu-
le Bergedorf beklagt, lässt dieses 
Konfl iktpotenzial ansteigen. Ein 
konstruktiver Umgang mit Konfl ik-
ten erfordert von allen Beteiligten 
hohen Einsatz. Viele Lehrkräfte sind 
durch die Vielfalt ihrer zusätzlichen 
Aufgaben überlastet, es fehlt ihnen 
die Zeit beispielsweise für den Er-
werb interkultureller Kompetenzen, 
für neue Aufgaben und für die Ab-

stimmung mit anderen Einrichtun-
gen, die im Umfeld Integrations-
arbeit leisten.

… und wie sie gelingen kann
Wer die Integrationsaufgabe der 
Schulen ernst nimmt, muss dem-
nach auch in Personal für kultursen-
sible Elternarbeit investieren. Denn 
diese Arbeit erfordert Zeit und be-
sondere Kompetenzen. Beides kann 
nicht nebenbei geleistet werden. Im 
Zuge des Beratungsprojekts »Inte-
gration fördern – gesellschaftlichen 
Zusammenhalt stärken« in Ham-
burg-Bergdorf wird aus diesem 
Grund unter Anderem der Einsatz 
von Kulturvermittlern vorgeschla-
gen: Fachkräfte, möglichst mit eige-
nem Migrationshintergrund, inter-
kulturellen Kompetenzen und 
Sprachkenntnissen. Ihre Aufgabe ist 

es, vertrauensvolle Beziehungen zu 
den Eltern aufzubauen und zugleich 
als interkulturelle Berater für die 
Lehrkräfte zu wirken. Das Projekt 
greift außerdem die Potenziale der 
Schule und das Engagement der 
dortigen Akteure sowie die Erfah-
rungen von ortsansässigen Integra-
tionsprojekten und -fachkräften auf. 
Gemeinsam wird ein Handlungs-
konzept für die Elternarbeit entwi-
ckelt, deren Ziel die Integration aller 
Schüler/-innen und Eltern in den 
schulischen Bildungsprozess ist. Die 
Analyse der Situation an der Stadt-
teilschule Bergedorf hat eine Reihe 
von Herausforderungen off enbart, 
die auf dem Weg zu einer gelingen-
den Elternarbeit zu bewältigen sind: 
Dazu zählt der Vertrauensaufbau 
zwischen Schule und Eltern sowie 
ein Austausch mit den Eltern über 
das Schulsystem und über die Rolle 
des Lehrers und der Eltern. Das ist 
zum Beispiel im Rahmen von Info-
abenden und Sprechstunden der 
Kulturvermittler zu leisten. Eine 
kultursensible Gestaltung der Kom-
munikation zwischen Schule und 
Eltern wird darüber erreicht, dass 
wichtige schulische Mitteilungen 
auch in den Herkunftssprachen ver-
fasst sind oder bei Elternabenden 
sogenannte Murmeltische angebo-
ten werden, um Flüsterübersetzun-
gen unter den Eltern zu ermögli-
chen. 
Der Konfl ikt um die alte Flöte ist im 
Rahmen gelingender kultursensibler 
Elternarbeit, wie sie durch das Be-
ratungsprojekt in Bergedorf mitent-
wickelt wird, vor allem ein willkom-
mener Anlass zum Austausch. Er ist 
eine Gelegenheit für ein persönli-
ches Gespräch mit dem Vater über 
seine Erfahrungen in russischen 
Schulen und über die Rahmenbedin-
gungen der deutschen Schule. Spe-
kulationen würden ausgeräumt und 
Vorurteile abgebaut. n

Janne Braband
Projektleiterin des forumZFD im 

Hamburger Stadtbezirk Bergedorf 

Maryam Obid hat selbst einen afghanischen 
Migrationshintergrund. Sie ist Lehrerin an der 
Stadtteilschule Bergedorf

Im Rahmen der Veranstaltung »Ein Abend für 
Afghanistan« berichteten Schüler/-innen der 
Stadtteilschule über ihre Migrationsgeschich-
te von Afghanistan nach Deutschland. 
Außerdem boten sie afghanische Speisen an.
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»Wir brauchen die Eltern!«
Schulische Elternarbeit als Schlüssel zu erfolgreicher Integration

Immerhin kam der Vater in die 
Schule und machte seinem Unmut 
Luft, woraufhin die Lehrerin die 
Möglichkeit hatte, die Situation auf-
zuklären. Allzu häufi g jedoch kom-
me der Kontakt zwischen Schule 
und Eltern mit Migrationshinter-
grund gar nicht erst zustande, be-
klagt die Leiterin der Stadtteilschu-
le Hamburg-Bergedorf. Das wollte 
sie nicht länger hinnehmen. Bislang 
haben zehn bis zwanzig Prozent der 
Schülerschaft einen Migrationshin-
tergrund. In den kommenden Jah-
ren wird ihr Anteil deutlich steigen, 
denn 45 Prozent der 0–3-Jährigen 
in Bergedorf haben eine Zuwande-
rungsgeschichte. Grund genug für 
die Schulleiterin zu überlegen, wie 
ihre Einrichtung zukünftig deren 
Eltern besser erreichen kann. Mit 

»Warum kriegt mein Kind alte Flöte?« Mit dieser Frage wandte sich einst 
ein sichtbar unzufriedener Vater mit russischem Migrationshintergrund 
an die Musiklehrerin seiner Tochter. Die Schule hatte ihr eine Leihklari-
nette zur Verfügung gestellt, damit sie das Instrument lernen konnte, 
ohne dass die Eltern eine teure Anschaff ung machen mussten. Die Leh-
rerin war überrascht von der Reaktion des Vaters, hatte sie doch erwartet, 
den Eltern einen Gefallen zu tun, indem sie die Begabung der Tochter 
förderte. Der Vater fühlte sich vielleicht beschämt, dass seine Tochter auf 
diese Leihgabe angewiesen war. Vielleicht ging er auch davon aus, dass 
alle Schüler eine Leihklarinette erhalten, und glaubte, seine Tochter ha-
be nun ein abgenutztes Instrument erwischt. Oder er verstand nicht, 
warum sein Kind überhaupt Klarinette lernen sollte. Vielleicht war er auch 
der Meinung, dass es die Aufgabe der Schule war, das außergewöhnliche 
Talent seiner Tochter mit einer besseren Ausstattung zu fördern.

Stoppt den
Waffenhandel!

Quakenbrück: 
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nen und Bürger – Tübingen hat 
einen hohen Akademikeranteil – 
manche auch abschreckt. Hier spie-
len auch die Herkunftskulturen der 
Migranten und Sprachprobleme 
eine Rolle. Viele trauen sich nicht, 
sich laut zu Wort zu melden. 

Nach der breiten Analyse und den 
Handlungsempfehlungen richtet 
das Projekt den Fokus auf die 
Südstadt. Worum geht es hier? 
Wir haben einen großen Konver-
sionsbereich in der Südstadt, ein bis 
Anfang der 90er Jahre militärisch 
genutztes Areal. Dort wohnten zu-
nächst auch deutsche Familien, 
doch in den folgenden Jahren fand 
eine starke Entmischung statt. Ein 
Teilbereich des Areals mit sehr gro-
ßen, ehemaligen Offizierswohnun-
gen, in denen bis zu 90 Prozent zu-
gewanderte Familien leben, drohte 
sich zu einem kleinen Tabubereich 
zu entwickeln. Lange Zeit wurde die 
Dynamik eines solchen Segrega-
tionsprozesses unterschätzt. Als klar 
war, dass es so nicht weitergehen 
kann, haben wir mit allen Akteuren 
vor Ort die Umwandlung begon-
nen. Wir haben eine Mischnutzung 
entwickelt aus Eigentum, komfor-
tableren Wohnungen und günsti-
gen Mietwohnungen, die auch aus 
Transferleistungen bezahlbar sind.
Ganz wichtig war, dass Familien, die 
zurückkehren wollen, auch zurück-
kehren können. Davon haben sehr 
viele Gebrauch gemacht. Wir schät-
zen, dass der Anteil von Familien mit 
Migrationshintergrund etwa bei 50 
Prozent liegen wird. 

Wie verändert sich nach der Um-
wandlung das Zusammenleben?
Für die ›deutschstämmigen‹ Bewoh-
ner ist das eine Herausforderung. Da 
sagen manche: »Meine Kinder sind 
hier als ›deutsche‹ Kinder ziemlich 
allein.« Sie merken, dass der Um-
gang mit den Kindern einfach etwas 
unterschiedlich ist. Die Kinder dür-
fen länger aufbleiben, herumzie-
hen. Das gefällt manchen deut-
schen Familien nicht so gut. Das 
sind Ansatzpunkte von Konflikten. 
Wir müssen nun aufpassen, dass 
eine solche Entmischung, wie wir 
sie schon einmal hatten, nicht er-
neut einsetzt. 

Sind Sie darauf gut vorbereitet?
Ich glaube schon, dass wir über die 
anfängliche Euphorie mit der zu-
nächst sehr erfolgreichen Umset-
zung die Probleme vielleicht nicht 
in aller Deutlichkeit gesehen haben. 
Doch uns war klar, dass es nicht 
ganz einfach wird. Deshalb habe ich 

zum Beispiel vorgeschlagen, ein 
Nachbarschaftszentrum als Raum 
für Begegnung einzurichten. Es gibt 
dort nun schon einen Donnerstags-
treff, wo auch Frauen mit Migra-
tionshintergrund aktiv sind. Ein 
anderer Ansatz ist die aktivierende 
Befragung, die wir in diesem Jahr 
mit dem forumZFD und Sylvia Lustig 
auf den Weg gebracht haben. Damit 
wenden wir uns ganz bewusst an die 
oft schwer erreichbaren Ausländer 
aus Nicht-EU-Ländern.

Was soll sich nach Abschluss des 
Beratungsprojekts in Tübingen 
verändert haben?
Wir wünschen uns eine Stärkung 
der Teilhabe jener Bewohnerinnen 
und Bewohner, die bislang – sei es 
wegen geringer Bildung oder einem 
Migrationshintergrund – noch we-
nig am öffentlichen Leben teilneh-
men. Außerdem hoffe ich, dass ge-
meinsame Projekte entstehen, die 
die Lebenswelten ein Stück weit 
verschränken. Schließlich kann ich 
mir gut vorstellen, dass über die 
Arbeit des forumZFD Anregungen 
kommen, wie eine Verstetigung von 
Kommunikationsprozessen in der 
Südstadt – zum Beispiel über ein 
Quartiersmanagement– funktionie-
ren könnte.

Ist der Ansatz einer externen Be-
ratung für Sie in der kommunalen 
Arbeit neu oder ungewöhnlich?
Nein, durchaus nicht. Wir arbeiten 
immer wieder mit vermittelnden, 
intermediären Partnern zusammen. 
Zum Beispiel auf unserem Weg zur 
Gemeinschaftsschule: Hier haben 
wir eine Moderatorin eingestellt, 
um die Abstimmungsprozesse zwi-
schen den Schulen zu moderieren. 
Neu ist die inhaltliche Ausrichtung. 
Es ist deutlich spürbar, dass beim 
forumZFD großes Know-how in Be-
zug auf die Aushandlung von Kon-
flikten vorhanden ist. 

Wie reagieren andere Kommunen 
auf Ihr Projekt?
Ich höre oft: »Eure Probleme möch-
ten wir haben.« Unser Gefühl ist, 
dass man präventiv viel machen 
kann, wenn Situationen noch 
nicht so verhärtet sind. Das ist uns 
so viel wert, dass wir eigene, kom-
munale Gelder in die Hand neh-
men, um das Projekt fortzuführen. 
Für uns ist es eine große Chance, 
mit dem forumZFD zusammenzu-
arbeiten.  n

Frau Schwarz-Österreicher, ich 
danke Ihnen für das Gespräch.
Das Interview führte Christoph Bongard

»Der Blick von außen ist eine Chance«
Interview mit Uta Schwarz-Österreicher über kommunale Konfliktberatung in Tübingen

In Frieden investieren!
 
Unterstützen Sie die Arbeit des forumZFD für eine Welt, die 
Konflikte gewaltfrei löst. Spenden Sie für die praktische Arbeit in 
Projekten des Zivilen Friedensdienstes, die Qualifizierung von 
Friedensfachkräften und die Lobbyarbeit für Friedenspolitik.

Ihr Ansprechpartner: 
Thomas Oelerich, Tel. 02 28 85 02 96-32, 
E-Mail: oelerich@forumZFD.de

Spendenkonto: 82 40 101
Bank für Sozialwirtschaft (BLZ: 370 205 00)

spenden

Unterstützung bei Konflikten und  
Veränderungsprozessen

Zuwanderung, sozialer, demografischer und Strukturwandel 
verändern die Lebenswelten in unseren Städten und Gemeinden. 
Im Alltag sind die Auswirkungen spürbar: Wechselseitige Vorurteile 
und Missverständnisse, strukturelle Hemmnisse und unterschied-
liche Bedürfnisse können als Konfliktstoff zu gesellschaftlichen 
Spannungen führen.
»Kommunale Konfliktberatung« ist die Unterstützung von Kommu-
nen bei der Bewältigung dieser Herausforderungen. Unsere speziell 
qualifizierten Berater begutachten die lokale Situation, organisie-
ren Teilhabeprozesse, entwickeln Handlungskonzepte und 
begleiten die Umsetzung. Ihre Beratungstätigkeit wird je nach 
Problemlage und Ressourcen spezifiziert und abgestimmt.
Sind Sie als Verantwortlicher oder Betroffener – ob in Behörden, 
Politik, Schule oder im Stadtteil – schon einmal mit Situationen 
konfrontiert worden, in denen »Kommunale Konfliktberatung« 
helfen könnte? Oder führt Sie ein grundsätzliches Interesse an 
unserer Arbeit zu uns? Gerne stehen wir Ihnen mit weiterführen-
den Informationen zur Verfügung.

Ihr Ansprechpartner:
Philipe Sufryd, Tel.: 02 28  85 02 96-53, E-Mail: sufryd@forumZFD.de

kommunale konfliktberatung

Ihre Stadt ist nicht für große so-
ziale Konflikte oder Integrations-
probleme bekannt. Warum leis-
ten Sie sich dennoch ein Bera-
tungsprojekt? 
Ausgangspunkt war eine Initiative 
des Oberbürgermeisters, der den 
Eindruck hatte, dass Jugendliche 
mit Migrationshintergrund hier in 
erhöhtem Maße zu Konflikten bei-
tragen, ja, mit ihrem Verhalten die 
Grenzen der Toleranz der Stadtbe-
völkerung überschreiten. Er hat im 
Angebot des forumZFD eine Mög-
lichkeit gesehen, hier moderierend 
einzugreifen. Für mich war es span-
nend, zu den beobachteten Konflik-
ten eine unabhängige Analyse zu 
erhalten. Damit haben wir mehr 
Klarheit gewonnen über die Konflik-
te, die wir wirklich haben. Deutlich 
wurde, dass Migration nur sekundär 
eine Rolle spielt. Wir haben es eher 
mit einem Spannungsfeld zwischen 
Jugendlichen und Erwachsenen zu 
tun. Wobei inzwischen viele unserer 
Jugendlichen – sicher mehr als 25 
Prozent – einen Migrationshinter-
grund haben. 

Wie wurde das Projekt der Kom-
munalen Konfliktberatung hier in 
der Stadt aufgenommen? 
Das ist in Tübingen anfangs schwie-
rig gewesen. Da braucht es Leute, 
die sagen: Uns kann eigentlich 
nichts Besseres passieren, als dass 
jemand einmal von außen auf unse-
re Situation und Arbeit schaut. Zu 
denen gehöre ich auch. Ich sehe das 
als Unterstützung unserer eigenen 
Arbeit. Hinzu kam in diesem Fall, 
dass die Konfliktberaterin des fo-
rumZFD und Leiterin des Projekts, 
Sylvia Lustig, es uns mit ihrer ange-
nehmen Art und professionellen 
Herangehensweise auch sehr leicht 
gemacht hat, den Kontakt aufzu-
bauen.

Vor welchen Herausforderungen 
sehen Sie die Stadt Tübingen?
Die Herausforderungen sind in Tü-
bingen sicher nicht so brisant wie in 
anderen Städten. Ich würde gerin-
gere Chancen für Kinder mit Migra-
tionshintergrund, die zunehmende 
Überalterung unserer Gesellschaft 
sowie die Verarmung älterer Men-
schen benennen. Ansonsten sind 
wir in Tübingen immer sehr diskur-
siv. Es gibt Stadtteilforen, und jedes 
größere Projekt ist mit einer inten-
siven Beteiligungsmöglichkeit ver-
bunden. Menschen, die hier noch 
nicht so lange zuhause sind, nutzen 
diese Möglichkeiten allerdings we-
niger. Ich kann mir vorstellen, dass 
die große Eloquenz vieler Bürgerin-

Uta Schwarz-Österreicher ist Leiterin des Fachbereichs, Familie, 
Schule, Sport und Soziales der Universitätsstadt Tübingen.  

Sie ist aufseiten der Stadt die federführende Ansprechpartnerin für 
das Projekt der Kommunalen Konfliktberatung mit dem forumZFD. 

Ein eigenes Friedenshaus  
für das forumZFD!
 
Im Februar bezieht die Geschäftsstelle 
des forumZFD ihr neues Zuhause in 
Köln-Ehrenfeld. Die Bonner Geschäfts-
stelle – das Haus in der Wesselstraße – 
platzte zuletzt aus allen Nähten. Im Herbst ist es dank der 
Unterstützung von 52 Friedensinvestoren, die sich über Darlehen 
mit bislang 589.000 Euro am Kauf beteiligen, gelungen, ein 
passendes Friedenshaus für das forumZFD zu erwerben. Ihr 
Vertrauen in die Arbeit des forumZFD hat diesen Schritt erst 
ermöglicht. 
Die neue Heimat des forumZFD ist ein besonderes Gebäude. 
Einen Eindruck bieten Fotos und ein Kurzfilm auf der Website. 
Dort sind auch Informationen zur Beteiligung am Haus über ein 
Darlehen zu finden. 

�� www.forumZFD.de/umzug 

Neue Anschrift ab 1. Februar 2012:
Forum Ziviler Friedensdienst (forumZFD) &  
Akademie für Konflikttransformation des forumZFD,  
Am Kölner Brett 8, 50825 Köln

neue geschäftsstelle


